
Genehmigungsschreiben 
             
Genehmigungsschreiben der drei Westalliierten vom 12. Mai 1949  an den 
Parlamentarischen Rat  
  
             
  
Sehr geehrter Herr Dr. Adenauer! 
  
  
  
1. Das Grundgesetz, welches am 8. Mai durch den Parlamentarischen Rat verabschieder 
wurde, hat unsere sorgfältige und eingehende Aufmerksamkeit gefunden. Nach unserer 
Ansicht vereinigt es deutsche demokratische Tradition in glücklicher Weise mit den Begriffen 
einer repräsentativen Regierung und einer Rechtsordnung, welche die Welt nunmehr als für 
das Leben eines freien Volkes unerläßlich betrachtet. 
  
  
  
2. Indes wir dazu zustimmen, dass diese Verfassung dem deutschen Volk zur Ratifizierung 
gemäß den Bestimmungen des Artikels 144 (1) unterbreitet wird, sind wir überzeugt, dass 
Sie verstehen werden, dass wir verschiedene Vorbehalte machen müssen. 
  
  
  
In erster Linie sind die dem Bunde durch das Grundgesetz übertragenen Vollmachten 
ebenso wie die durch die Länder und örtlichen Verwaltungskörper ausgeübten Vollmachten 
den Bestimmungen des Besatzungsstatuts unterworfen, welches wir Ihnen bereits 
übermittelt haben und welches mit diesem Tage verkündet wird. 
  
  
  
3. Zweitens ist klarzustellen, dass die in Artikel 91 (2) enthaltene Polizeigewalt nicht 
ausgeübt werden kann, bis sie durch die Besatzungsbehörden ausdrücklich genehmigt ist. In 
gleicher Weise werden die sonstigen Polizeifunktionen des Bundes sich nach unserem am 
14. April 1949 in dieser Angelegenheit an Sie gerichteten Schreiben zu richten haben. 
  
  
  
4. Ein dritter Vorbehalt betrifft die Teilnahme Groß-Berlins am Bund. Wir interpretieren die 
Auswirkungen der Artikel 23 und 144 (2) des Grundgesetzes dahingehend, dass sie eine 
Annahme unseres früheren Wunsches bedeuten, dahingehend, dass Berlin zwar nicht 
Stimmberechtigung im Bundestag oder Bundesrat eingeräumt werden, noch von der 
Bundesregierung regiert werden kann, dass es jedoch nichtsdestoweniger eine kleine Anzahl 
von Vertretern zur Teilnahme an den Sitzungen jener gesetzgeberischen Körperschaften 
bestimmen mag. 
  
  
  
5. Ein vierter Vorbehalt bezieht sich auf die Artikel 29 und 118 und die allgemeine Frage der 
Neuregelung der Ländergrenzen. Ausgenommen im Falle von Württemberg-Baden und 
Hohenzollern haben sich unsere Auffassungen in dieser Frage nicht geändert, seitdem wir 
diese Angelegenheit mit Ihnen am 2. März besprochen haben. Falls nicht die Hohen 
Kommissare einstimmig dahingehend übereinkommen, diese Auffassung zu ändern, werden 
die in diesen Artikeln vorgesehenen Vollmachten nicht ausgeübt werden können und die 



Grenzen aller Länder, ausgenommen Württemberg-Baden und Hohenzollern, werden so" 
wie sie jetzt festgelegt sind, bis zum Friedensschluß bleiben. 
  
  
  
6. Fünftens sind wir der Auffassung, dass Artikel 84(5) und Artikel 87(3) dem Bund sehr 
weitgehende Vollmachten auf dem Gebiet der Verwaltung einräumen. Die Hohen 
Kommissare werden der Ausübung dieser Befugnisse sorgfältige Aufmerksamkeit zuwenden 
müssen, um sicherzustellen, dass sie nicht zu einer übertriebenen Machtkonzentration 
führen. 
  
  
  
7. Bei unserem Zusammentreffen mit Ihnen am 25. April haben wir Ihnen eine Formel 
vorgelegt, mit welcher wir in englischer Sprache die Bedeutung des Artikels 72 (2), (3) 
interpretieren. Diese Formel, welche Sie angenommen haben als Wiedergabe Ihrer 
Auffassung, lautet wie folgt: 
  
"... weil die Aufrechterhaltung gesetzlicher oder wirtschaftlicher Einheit dies verlangt, um die 
wirtschaftlichen Interessen des Bundes zu fördern, oder um eine vernünftige Einheitlichkeit 
der wirtschaftlichen Lebensmöglichkeiten für alle Menschen sicherzustellen." 
  
  
  
Wir möchten Ihnen zur Kenntnis bringen, dass die Hohen Kommissare diese Artikel 
entsprechend auslegen werden. 
  
  
  
8.  Um die Möglichkeit künftiger juristischer Kontroversen auszuschalten, möchten wir 
klarstellen, dass wir, als wir die Verfassungen der Länder billigten, bestimmt haben, dass 
nichts in diesen Verfassungen als eine Einschränkung der Bestimmungen der 
Bundesverfassung ausgelegt werden dürfte; Konflikte zwischen den Länderverfassungen 
und der vorläufigen Bundesverfassung müssen deshalb zugunsten der letzteren entschieden 
werden. 
  
  
  
9. Wir möchten, dass klar verstanden wird, dass nach der Einberufung der in dem 
Grundgesetz vorgesehenen gesetzgebenden Körperschaften und nach der Wahl des 
Präsidenten und der Wahl und Ernennung des Kanzlers und der Bundesminister in der dafür 
im Grundgesetz vorgesehenen Form die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
errichtet und das Besatzungsstatut in Kraft treten wird. 
  
  
  
10. Nach der Fertigstellung seiner Schlussaufgaben so, wie sie im Artikel 145 (1) festgelegt 
sind, wird der Parlamentarische Rat aufgelöst. 
  
  
  
Wir möchten diese Gelegenheit wahrnehmen, um den Mitgliedern des Parlamentarischen 
Rates unsere Glückwünsche zu der erfolgreichen Fertigstellung ihrer schwierigen Aufgabe 
zum Ausdruck zu bringen, welche unter so schwierigen Umständen vollbracht wurde. Wir 
beglückwünschen sie zu der offensichtlichen Sorgfalt und Gründlichkeit, mit welcher sie ihre 



Arbeit vollendet haben, und zu ihrer Hingabe zu den  demokratischen Idealen, deren 
Verwirklichung wir alle anstreben. 
  
  
  
gez. 
  
Lucius D. Clay    B.H. Robertson    Pierre Koenig 
  
General US-Army    General    General der Armee 
  
Militärgouverneur    Militärgouverneut    Militärgouverneur 
  
amerikanische Zone    britische Zone    französische Zone 
  
  
  
  
  
(in: Grundzüge der Geschichte, Oberstufe, Quellenband II, Vom Zeitalter der Aufklärung bis 
zur Gegenwart, Diesterweg 1969, Nr. 7377, S. 337/338) 
 


